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Forum A  
Leistungen zur Teilhabe und Prävention 

– Diskussionsbeitrag Nr. 2/2006 – 
 

Neue Fragen zu § 14 SGB IX und zum Verfahren der 
einstweiligen Anordnung 

 
Beschluss des Schleswig-Holsteinischen Landessozialgerichts (LSG) 

vom 9.11.2005 – L 9 B 268/05 SO ER – 
 

Dieser Beschluss befasst sich mit der Bedeutung von  § 14 Abs.1 und 2 SGB IX und 
einigen prozessualen Fragen, die sich im Zusammenhang mit dieser neuen 
Zuständigkeitsregelung ergeben. Außerdem wird die Zuständigkeit für teilstationäre 
Betreuung angesprochen. 
 
Es werden folgende Thesen aufgestellt: 
 
1. § 14 Abs. 1und 2 SGB IX legt auch die örtliche Zuständigkeit fest. 
Dies halten wir für zutreffend. (s. zu § 14 Abs. 1 und 2 SGB IX die 
Diskussionsbeiträge Forum A SGB IX-Info Nr. 4 und A 3-2005 in diesem Forum - 
www.iqpr.de)  
 
2. Die Zuständigkeit nach § 14 Abs. 1 und 2 SGB IX verdrängt in ihrem 
Anwendungsbereich die Regelung über vorläufige Leistungen in § 43 SGB I. 
Dieser These folgen wir im Wesentlichen (vgl. dazu Diskussionsbeiträge A 5-2005, 
ferner SGB IX-Infos Nr. 3 und Nr. 5 in Forum A - www.iqpr.de). 
 
3. § 75 Abs. 5 SGG (Verpflichtung beigeladener Träger) darf nicht analog auf 
Sozialhilfeträger angewandt werden. 
Hier sind wir anderer Meinung (vgl. unten und Diskussionsbeitrag A 3-2005 in 
diesem Forum - www.iqpr.de). 
 
4. Ungeachtet der Zuständigkeitsänderung durch § 14 SGB IX kann im 
Verfahren der einstweiligen Anordnung auf der Basis von § 86b SGG eine 
Verpflichtung des endgültig zuständigen Trägers ausgesprochen werden. 
Dieser Aussage bedarf näherer Begründung (vgl. unten unter III. Würdigung/Kritik). 
 
5. Der bisherige Leistungsträger bleibt nicht nur weiterhin zuständig bei einem 
Wechsel von einer stationären in eine weitere stationäre Einrichtung (§ 98 Abs. 
2 SGB XII) oder eine ambulante Einrichtung (§ 98 Abs. 5 SGB XII), sondern 
auch bei einem Wechsel von einer stationären in eine teilstationäre 
Einrichtung. Dies halten wir für vertretbar (vgl. unten unter III. Würdigung/Kritik).  
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6. Der Fall gibt außerdem Veranlassung noch einmal auf unsere Auffassung 
hinzuweisen, dass ein Widerspruch gegen eine Weiterleitung nach § 14 SGB IX  
nicht zulässig ist.  
(vgl. Forum A SGB IX-Info Nr. 4 www.iqpr.de). 
 
 
Dr. Alexander Gagel 
Marcus Schian 
Sabine Dalitz 
Dr. Hans-Martin Schian 
 
 

Wir möchten Sie auch auf die Sammlung aller bisher erschienen Diskussionsbeiträge im 
Internet unter www.iqpr.de aufmerksam machen und Sie herzlich einladen sich an der 
Diskussion durch eigene Beiträge und Stellungnahmen zu beteiligen.  

 
 

Beschluss des Schleswig-Holsteinischen Landessozialgerichts (LSG) 
vom 9.11.2005 – L 9 B 268/05 SO ER – 

 

 

I. Der Fall: 
Der Antragsteller, wohnhaft in H., war drogenabhängig. Er wurde am 5.1.2005 zur 

Entwöhnung in eine Fachklinik aufgenommen. Im Anschluss daran sollte er in eine 

sozialtherapeutische Wohngemeinschaft eingegliedert werden (teilstationäre 

Einrichtung). 

Mit Schreiben vom 5.4.2005 beantragte er bei der Antragsgegnerin (Stadt H.) die 

Übernahme der Kosten für diese Leistung. Diese leitete den Antrag jedoch wenige 

Tage später an den Beigeladenen (Landkreis P.) weiter, weil sie den Beigeladenen 

für örtlich zuständig hielt. Dies teilte sie dem Antragsteller mit. Hiergegen legte der 

Antragsteller Widerspruch ein. 

Der Beigeladene verneinte jedoch seine Zuständigkeit und lehnte mit Bescheid vom 

22.4.2005 den Antrag ab. Auch hiergegen hat der Antragsteller Widerspruch 

eingelegt. 

Am 22.6.2005 hat er beim Sozialgericht (SG) beantragt, die Antragsgegnerin im 

Wege des einstweiligen Rechtschutzes zur Übernahme der Kosten zu verpflichten.  

Das SG hat dem Antrag im Wesentlichen stattgegeben. Die Beschwerde der 

Antragsgegnerin wurde vom LSG zurückgewiesen. 
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II. Die Entscheidung: 
1. Das LSG leitet die Zuständigkeit des Beigeladenen aus § 14 Abs. 1 und 2 SGB IX 

her. Es wendet sich dann gegen die Auffassung des SG und des Hamburgischen 

Oberverwaltungsgerichts (Beschluss vom 9.10.2003 – 4 BS 458/03 – FEVS 55 S. 

365), dass § 14 SGB IX nur die sachliche, nicht aber die örtliche Zuständigkeit 
betreffe. Hauptanliegen des § 14 SGB IX sei es, die Koordination der Leistungen und 

die Kooperation der Träger sicher zu stellen. Dazu sollten Streitigkeiten über 

Zuständigkeitsfragen nicht mehr zu Lasten der behinderten Menschen gehen. § 14 

SGB IX enthalte dazu eine abschließende Regelung, die Streitigkeiten über die 

örtliche Zuständigkeit mit umfasse und einen Rückgriff auf § 43 SGB I ausschließe. 

2. Der Beigeladene könne jedoch nicht zur Leistung verpflichtet werden, weil sich § 
75 Abs. 5 SGG, der die Verpflichtung eines beigeladenen Trägers zulasse, nicht auf 

Sozialhilfeträger erstrecke. Durch das 7. Gesetz zur Änderung des 

Sozialgerichtsgesetzes vom 9.12.2004 (BGBl I, 3302) habe der Gesetzgeber 

zahlreiche Vorschriften des SGG der ab 1.1.2005 veränderten Zuständigkeit 

angepasst, nicht aber § 75 SGG. Daraus müsse geschlossen werden, dass eine 

Ausdehnung nicht dem gesetzgeberischen Willen entspreche. 

3. Danach hätte an sich der Antrag zurückgewiesen werden müssen, weil er sich 

gegen einen unzuständigen Träger richtete. Das LSG war jedoch der Meinung, dass 

die Antragsgegnerin materiell endgültig zuständig sei und deshalb auf der Grundlage 

von § 86b Abs. 2 SGG im Wege der einstweiligen Anordnung verpflichtet werden 

könne. 

4. Die materielle Zuständigkeit der Antragsgegnerin folgert das Gericht daraus, dass 

sie nach § 98 Abs. 2 SGB XII für stationäre Leistungen zuständig sei und nach § 98 
Abs. 5 SGB XII auch für ambulante Leistungen. Für dazwischen liegende 

teilstationäre Leistungen könne nichts anderes gelten. 

 
 
III. Würdigung/Kritik: 
1. Der Auffassung des LSG, dass  § 14 SGB IX auch auf die örtliche Zuständigkeit 
anzuwenden ist, ist zu folgen. Das Gesetz lässt keine Einschränkungen erkennen. 

Auch das Ziel des Gesetzes, die schnelle Klärung der Zuständigkeit, gebietet es, die 

Festlegung der örtlichen Zuständigkeit einzuschließen. 
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2. Zum Verhältnis von § 14 SGB IX zu § 43 SGB I haben wir bereits mehrfach 

Stellung genommen (s. insbesondere Diskussionsbeitrag A 5-2005 in diesem 

Forum). Danach scheidet im Regelfall die Anwendung von § 43 SGB I neben § 14 

SGB IX aus. Nur dann, wenn die Zuständigkeit unklar ist, weil Streit über die Wirkung 

des § 14 SGB IX besteht, kann der Bedarf nach vorläufiger Leistung über § 43 SGB I 

gedeckt werden (z.B. wenn der zweite Träger bestreitet, dass der erste Träger den 

Antrag rechtzeitig weitergeleitet hat). 
 
3. Ob ein beigeladener Sozialhilfeträger nach § 75 Abs. 5 SGG verurteilt werden 

kann, ist streitig; das BSG hat die Möglichkeit einer analogen Anwendung 

angedeutet aber noch nicht entschieden (BSG 26.10.2004 – B 7 AL 16/04 R – 

SozR4-3250 § 14 Nr. 1 S.7). 

Der gegenteiligen Auffassung des Schleswig-Holsteinischen LSG können wir nicht 

folgen. Die Argumentation, der Gesetzgeber habe zwischenzeitlich das SGG an 

verschiedenen Punkten geändert, nicht aber § 75 SGG, und daraus könne der Wille 

geschlossen werden, ihn nicht auszuweiten, verkennt die Praxis der 
Gesetzgebung. Gesetzliche Änderungen entstehen regelmäßig aus Initiativen, die 

sich auf einen bestimmten Fragenkreis beziehen. Diese Initiativen haben aber 

keineswegs zur Folge, dass jeweils das ganze Gesetz auf möglichen 

Änderungsbedarf abgeklopft wird. Oft wird sogar bewusst vermieden, es mit weiteren 

Fragen zu belasten, um die gewünschte Änderung durchzubringen. Im konkreten Fall 

mag dies anders gewesen sein, weil die Gesetzesänderung die Anpassung an die 

neuen Zuständigkeiten zum Ziel hatte. Auch in solchen Fällen sind aber Versehen 

nicht selten. Deshalb kann allein aus dem Fehlen einer Änderung noch nicht 

abgeleitet werden, der Gesetzgeber habe keine Änderung gewollt. Es muss immer 

hinzukommen, dass Sachgesichtspunkte für diese Auslegung sprechen könnten. 

Das ist hier nicht ersichtlich. Die Wortfassung des § 75 Abs. 5 SGG, so wie sie jetzt 

noch besteht, erstreckte sich im Zeitpunkt ihres Entstehens  auf alle Träger im 
Zuständigkeitsbereich der Sozialgerichtsbarkeit. Gründe, die dafür sprechen 

könnten, jetzt nach Änderung der Zuständigkeiten zu differenzieren, sind nicht 

erkennbar. Das Bedürfnis nach Straffung und Vereinfachung des Verfahrens besteht 

bei Zuständigkeit eines Sozialhilfeträgers in gleicher Weise. Dementsprechend soll § 

75 Abs. 5 SGG die Erstreckung auf die neuen Träger in Kürze auch im Gesetz 

klargestellt werden. 
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4. Mit der Ablehnung, § 75 Abs.5 SGG entsprechend anzuwenden, hat sich das LSG 

in eine schwierige Lage manövriert. Es kann den nach § 14 SGB IX zuständigen 

Beigeladenen nicht verpflichten, weil § 75 Abs. 5 SGG nicht anwendbar ist; es kann 

auch die Antragsgegnerin nicht verpflichten, weil diese wegen § 14 SGB IX nicht 

zuständig ist. Mit einem Hinweis auf das Ermessen des Gerichts lässt sich die 

fehlende Grundlage für eine Verpflichtung nicht ersetzen. Es bedarf zuvor einer 
Rechtfertigung,  wieso die Regelung des § 14 SGB IX unbeachtet bleiben kann. 

Es geht immerhin um die Verpflichtung eines Trägers, der an sich nach § 14 SGB IX 

nicht zuständig ist. 

 
5. Für die Verurteilung des materiell zuständigen Trägers haben wir bereits  

mehrfach eine Lösung angeboten. Unserer Ansicht nach ist das Gericht im 
Urteilsverfahren nicht unbedingt an die Zuständigkeitsfestlegung in § 14 SGB 
IX gebunden und kann u.U. auch den materiell zuständigen Träger verurteilen 
kann, wenn dies den Interessen des Klägers besser dient (Diskussionsbeitrag A 3-

2005).  
Das geht jedoch nur, wenn der nach § 14 SGB IX zuständige Träger einen 
Erstattungsanspruch gegen den materiell zuständigen Träger gehabt hätte. Wenn 

aber z.B. ein Erstattungsanspruch des zuerst angegangenen Trägers gem. § 14 Abs. 

4 Satz 3 SGB IX entfällt, weil er den Antrag nicht rechtzeitig an den materiell 

zuständigen Träger weitergeleitet hat, kann der materiell zuständige Träger auch 

nicht verurteilt werden, weil er nicht mehr zur Tragung der Kosten verpflichtet ist.  

Auch ist Voraussetzung einer Verurteilung des materiell zuständigen Trägers anstelle 

des nach § 14 SGB IX zuständigen Trägers, dass gegen letzteren keine 
weitergehenden Ansprüche bestehen. Es ist hier zu beachten, dass der nach § 14 

SGB IX zuständige Träger den Anspruch unter Berücksichtigung aller Sozialgesetze 

prüfen muss (BSG 26.10.2004 – 7 AL 16/04 R – SozR4-3250 § 14 Nr. 1). Stellt sich 

also heraus, dass gegen einen dritten Träger weitergehend oder vorrangige 

Ansprüche in Betracht kommen, so wäre dieser beizuladen und u.U. zu verurteilen 

Im vorliegenden Fall sprechen diese Gesichtspunkte aber nicht gegen eine 

Verurteilung des materiell zuständigen Trägers im Klageverfahren. 

  
     Zusammengefasst lässt sich festhalten: Geht es um die Verurteilung eines nach § 

14 SGB IX zuständigen Beigeladenen hilft u.U. § 75 Abs. 5 SGG; soll ein materiell 
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zuständiger Beklagter oder Beigeladener verurteilt werden, hilft u.U. die Reduktion 

von § 14 SGB IX im Gerichtsverfahren unter Beachtung der oben ausgeführten 

Gesichtspunkte. 
 

6. Eine Übertragung dieser Gedanken in das Verfahren der einstweiligen 
Anordnung ist allerdings problematisch. Sie führt dazu, dass eine auf Gesetz 

beruhende Zuständigkeit durch eine vorläufige Entscheidung verdrängt wird. Sie 

führt außerdem dazu, dass die umfassende Zuständigkeit eines Trägers, der nach § 

14 SGB IX zuständig geworden ist, durch die auf ein bestimmtes Gesetz reduzierte 

materielle Zuständigkeit ersetzt wird. 

     Auf der anderen Seite ist nicht zu übersehen, dass ein solches Verfahren durchaus 

im Interesse des Antragstellers liegen kann, wie auch der vorliegende Fall zeigt.  

Darüber hinaus dient es der Verfahrensvereinfachung, wenn der materiell zuständige 

Träger verpflichtet wird. Diese Vorteile lassen es erwägenswert erscheinen in 

besonderen Fällen § 14 SGB IX auch im Verfahren der einstweiligen Anordnung 

eingeschränkt anzuwenden; es erfolgt ja schließlich auch in diesen Fällen eine 

richterliche Prüfung der Zuständigkeit. 

     Wenn man diesen Weg wählt, wäre jedenfalls eine sehr sorgfältige Prüfung 

erforderlich, ob die Interessen des Antragstellers nicht verletzt werden. Wir 

neigen unter Berücksichtigung der Praktikabilitätsgesichtspunkte zu der 

letztgenannten Lösung, stellen diese aber zunächst nur zur Diskussion. 

  
7. Die Erörterungen des LSG zur materiellen Zuständigkeit auf der Basis von       
§ 98 SGB XII erscheinen vertretbar. 

 
8.  Einen Widerspruch gegen die Weiterleitung des Antrags halten wir für 

unzulässig. Die Weiterleitung ist ein Realakt mit daran geknüpften Folgen, aber 

keine Regelung. Es fehlt die Regelungsmacht und der Regelungswille. Wir verweisen 

hierzu auf unser SGB IX-Info Nr. 4 in diesem Forum. 
 

 

Ihre Meinung zu diesem Diskussionsbeitrag ist von großem Interesse für uns. Wir freuen uns 
auf Ihren Beitrag. Weitere Informationen finden Sie unter www.iqpr.de.  


